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Keine analoge Anwendung des § 55 Abs. 3 S. 2 InsO auf Beitragsforderungen der gesetz-
lichen Unfallversicherung. 
§ 55 InsO; § 168 Abs. 1 SGB VII 
 
Urteil des BSG vom 15.12.2020 – B 2 U 14/19 R – 
Bestätigung des Urteils des LSG Rheinland-Pfalz vom 21.10.2019 – L 2 U 9/19 – UVR 10/2020, S. 550 
 

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte dem klagenden Insolvenzverwalter ein 
vollstreckbares Zahlungsgebot für eine Beitragsabfindung als Masseverbindlichkeit er-
teilen durfte. Die Beitragspflicht war vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens durch Fortführung 
des Unternehmens während der vorläufigen Verwaltung entstanden.  
Der Kläger war vom 29.1. bis 4.3.2015 zunächst zum schwachen vorläufigen Insolvenzverwal-
ter, anschließend zum starken vorläufigen Insolvenzverwalter mit Verfügungsbefugnis und 
Verfügungsverbot an den Schuldner und mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens ab dem 
1.4.2015 zum Insolvenzverwalter der K. GmbH & Co KG bestellt worden. Die K. war lang-
jähriges Mitglied der Beklagten. Die Beklagte teilte dem Kläger mit, ihre Zuständigkeit für das 
Unternehmen der K. ende mit Ablauf des 31.3.2015, setzte für den Zeitraum vom 29.1. bis 
31.3.2015 eine Beitragsabfindung i. H. v. 5107,76 Euro fest und forderte ihn mit Bescheid vom 
17.11.2015 zur Zahlung auf. Während des Widerspruchsverfahrens reduzierte sie den Beitrags-
abfindungsbetrag per Teilabhilfebescheid vom 30.5.2016 auf 2143,39 Euro für die Zeit vom 
5.03. bis 31.3.2015 und wies den Widerspruch des Klägers mit Widerspruchsbescheid vom 
31.5.2016 im Übrigen zurück. 
SG und LSG wiesen die Klagen ab. Das BSG bestätigte diese Entscheidungen. 
Das BSG stellt fest, dass die Beklagte befugt gewesen sei , mit den angefochtenen Bescheiden 
die Zahlung der Beitragsabfindung von dem Kläger als Insolvenzverwalter zu verlangen, weil 
diese Forderung eine sonstige Masseverbindlichkeit sei. Denn Beitragsforderungen zur ge-
setzlichen Unfallversicherung, die auf der Unternehmensfortführung durch den starken 
vorläufigen Insolvenzverwalter beruhen, seien Masseverbindlichkeiten. Dies ergebe sich 
aus § 55 Abs. 1 und 2 S. 2 InsO.  Die Beitragsansprüche, die der Abfindung zugrunde lagen, 
seien für die Zeit vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens aus dem Mitgliedschaftsverhältnis zwi-
schen der K. und der Beklagten im Rahmen eines Dauerschuldverhältnisses entstanden und 
der Kläger habe als starker vorläufiger Insolvenzverwalter die Haftungsfreistellung als Gegen-
leistung für das von ihm verwaltete Vermögen der K. in Anspruch genommen (wird ausgeführt, 
Rz. 11). 
Dem stehe auch nicht § 55 Abs. 3 InsO entgegen, der regelt, dass bestimmte Forderungen 
zu Insolvenzforderungen zurückgestuft werden. Denn Beiträge zur gesetzlichen Unfallversiche-
rung seien mit den in § 55 Abs. 3 InsvO genannten Forderungen nicht vergleichbar. 
Dies gehe bereits aus dem klaren Wortlaut der Norm hervor, die nur das Arbeitsentgelt nach  
§ 169 SGB III und den Gesamtsozialversicherungsbeitrag i. S. d. § 28 d SGB IV erfasse. 
Eine analoge Anwendung dieser Norm auf die Beitragsansprüche der gesetzlichen Unfallver-
sicherung verbiete sich. Eine entsprechende Anwendung einer Vorschrift setze voraus, dass 
die Norm analogiefähig sei, das Gesetz eine planwidrige Regelungslücke enthalte und der zu 
beurteilende Sachverhalt in rechtlicher Hinsicht soweit mit dem Tatbestand vergleichbar sei, 
den der Gesetzgeber geregelt hat, dass angenommen werden könne, der Gesetzgeber wäre 
bei einer Interessenabwägung, bei der er sich von denselben Grundsätzen hätte leiten lassen 
wie bei dem Erlass der herangezogenen Gesetzesvorschrift, zu dem gleichen Abwägungser-
gebnis gekommen (so BSG Urteil vom 30.01.2020 – B 2 U 19/18 R – [UVR 07/2020, S. 
417]).  Die vom Verfassungsrecht gezogene Grenze verlaufe im Allgemeinen dort, wo die Ge-
richte ohne das Vorhandensein einer sich aus Systematik und Sinn des Gesetzes ergebenden 
Lücken Neuregelungen oder Rechtsinstitute schaffen würden. Allein unter Berufung auf allge-
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meine Rechtsprinzipien ohne konkrete rechtliche Ableitung oder aus rechtspolitischen Erwä-
gungen dürfe ein Gericht keine Rechtsfortbildung vornehmen (vgl. BVerfG Beschlüsse vom 
14.2.1973 – 1 BvR 112/65 – BVerfGE 34, 269, 290 und vom 19.10.1983 – 2 BvR 485/80 – BVer-
fGE 65, 182, 194). Demgemäß dürfe richterliche Rechtsfortbildung im Wege der Analogie stets 
nur dann eingesetzt werden, wenn das Gericht aufgrund einer Betrachtung und Wertung des 
einfachen Gesetzesrechts eine Gesetzeslücke feststelle. Ob eine planwidrige Regelungslücke 
vorliegt, sei nach dem Konzept des Gesetzes im Wege der historischen, systematischen und 
der daraus gewonnenen teleologischen Auslegung zu beurteilen (vgl. BSG Urteil vom 
27.3.2012 - B 2 U 5/11 R – [UVR 13/2012, S. 837]). 
Die Prüfung anhand der genannten Kriterien ergebe hier, dass keine Gleichsetzung mit den 
anderen in § 55 Abs. 3 InsO genannten Forderungen festgestellt werden könne. 
Auch die Entscheidung des BSG vom 27.05.2008 – B 2 U 21/07 R – [UVR 16/2008, S. 1162], 
auf die sich das Hessische LSG in seiner Entscheidung vom 22.04.2013 – L 9 U 174/09 – [UVR 
13/2013, S. 860] zur Begründung seiner entgegengesetzten Auslegung des § 55 Abs. 3 S. 2 
InsO stützt, führe nicht zu einer anderen Beurteilung (wird ausgeführt, Rz.19). (D.K.) 

 
Das Bundessozialgericht hat mit Urteil vom 15.12.2020 – B 2 U 14/19 R –  
wie folgt entschieden: 
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